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§53

Nachwahl
(1) Eine Nachwahl für den Rest der Wahlperiode wird 

durchgeführt, wenn die Zahl der an einem Gericht 
tätigen Richter erhöht werden muß oder ein gewählter 
Richter wegen Abberufung, Entpflichtung oder Tod aus­
scheidet.

(2) Von einer Nachwahl kann abgesehen werden, wenn 
die Zeit bis zum Beginn der neuen Wahlperiode nicht 
mehr als sechs Monate beträgt. Das zuständige Organ, 
das den Richter gewählt hat, ist zu unterrichten.

§54

Abordnung eines Richters 
des Bezirks- oder Kreisgerichts

(1) Ein Richter des Bezirks- oder Kreisgerichts kann 
für die Dauer bis zu sechs Monaten abgeordnet werden, 
wenn

bei einem Bezirks- oder Kreisgericht wegen Krank­
heit, Urlaub oder anderen wichtigen Gründen ein 
Richter vorübergehend seine Funktion nicht ausüben 
kann;
bei einem Bezirks- oder Kreisgericht sich auf Grund 
der Veränderungen der territorialen Gliederung oder 
aus anderen Gründen der Arbeitsanfall beträchtlich 
erhöht.
Die Abordnung innerhalb eines Bezirks erfolgt durch 

den Direktor des Bezirksgerichts.
Die Abordnung in einen anderen Bezirk erfolgt durch 

den Minister der Justiz.

(2) Der Richter eines Bezirks- oder Kreisgerichts kann 
durch den Minister der Justiz weiterhin abgeordnet 
werden, wenn dies zu seiner Qualifizierung oder aus an­
deren Gründen erforderlich ist.

(3) Die zuständige Volksvertretung ist von jeder Ab­
ordnung zu unterrichten.

§55

Übergang eines Richters an ein anderes Gericht

Der Richter eines Bezirks- oder Kreisgerichts kann 
als Richter für ein anderes Bezirks- oder Kreisgericht 
oder für ein höheres Gericht durch die dafür zuständige 
Volksvertretung gewählt werden. Vor der Wahl ist die 
Zustimmung der Volksvertretung, die ihn gewählt hat, 
einzuholen.

§56

Entpflichtung des Richters
(1) Ein Richter bedarf der Entpflichtung, wenn er 

wegen Übernahme einer anderen staatlichen Funktion 
oder wegen Krankheit oder aus einem anderen wich­
tigen Grund aus seiner Funktion ausscheidet.

(2) Der Minister der Justiz beantragt auf das Gesuch 
eines Richters dessen Entpflichtung bei der örtlichen 
Volksvertretung, die ihn gewählt hat, wenn er das 
Gesuch des betreffenden Richters für begründet hält. 
Der Antrag auf Entpflichtung eines Richters des Ober­
sten Gerichts wird vom Staatsrat der Volkskammer 
unterbreitet.

(3) Eine Entpflichtung kann ohne Gesuch erfolgen, 
wenn der Richter körperlich oder geistig zur Wahr­
nehmung seiner Aufgaben nicht mehr fähig ist.

§57

Abberufung und vorläufige Abberufung
(1) Ein Direktor oder ein Richter eines Bezirks- oder 

Kreisgerichts kann auf Vorschlag des Ministers der 
Justiz vor Ablauf seiner Wahlperiode von der Volks­
vertretung, die ihn gewählt hat, abberufen werden. Die 
Abberufung eines Richters für Arbeitsrechtssachen kann 
beim Minister der Justiz vom Freien Deutschen Gewerk­
schaftsbund angeregt werden.

(2) Der Präsident, der Vizepräsident sowie Richter des 
Obersten Gerichts können vor Ablauf der Wahlperiode 
auf Vorschlag des Staatsrates von der Volkskammer 
abberufen werden.

(3) Die Abberufung ist zulässig, wenn
a) er gegen die Verfassung oder andere Gesetze ver­

stoßen oder sonst seine Pflichten gröblich verletzt 
hat;

b) er rechtskräftig zu einer gerichtlichen Strafe ver­
urteilt worden ist;

c) Tatsachen über sein Verhalten bekannt werden, die 
vor der Wahl liegen und bei Würdigung aller Um­
stände einer weiteren Ausübung seiner Tätigkeit 
entgegenstehen.

(4) Vor der Entscheidung über die Abberufung ist der 
Betroffene zu hören.

(5) Der Richter, gegen den ein Abberufungsverfahren 
schwebt oder gegen den eine Strafverfolgung eingeleitet 
wurde, kann bis zum Abschluß des Verfahrens durch 
das die Abberufung vorschlagende Organ von seiner 
Funktion vorläufig abberufen werden. Von der vor­
läufigen Abberufung des Richters ist das zuständige 
Organ, das ihn gewählt hat, zu unterrichten.

Disziplinarische Verantwortung des Richters

§58

(1) Ein Richter, der seine Pflichten verletzt, kann vor 
einem richterlichen Disziplinarausschuß zur Verantwor­
tung gezogen werden.

(2) Disziplinarausschüsse werden bei dem Obersten 
Gericht und bei den Bezirks- und Militärobergerichten 
gebildet. Der Disziplinarausschuß bei dem Obersten 
Gericht ist für Disziplinarverfahren gegen Richter des 
Obersten Gerichts und der Bezirks- und Militärober­
gerichte, der Disziplinarausschuß bei den Bezirksgerich­
ten für Disziplinarverfahren gegen Richter der Kreis­
gerichte und der Disziplinarausschuß bei den Militär­
obergerichten für Disziplinarverfahren gegen Militär­
richter der Militärgerichte zuständig.

(3) Gegen den Präsidenten und Vizepräsidenten des 
Obersten Gerichts findet ein Disziplinarverfahren nicht 
statt.

§ 59
(1) Die Disziplinarausschüsse bestehen aus einem 

Vorsitzenden und zwei Beisitzern, die vom Präsidium 
aus den Mitgliedern des Gerichts ausgewählt werden.


